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Deutsch -französische Gespräche 
in Paris, 

- 15. und 16. Februar 1968 

Im Rahmen des Deutsch-französischen Vertrages fanden in 
Paris am 15. und 16. Februar d. J. Konsultationsgespräche 
zwischen den beiden Regierungen statt. Die Bundesregie­
rung entsandte zu diesen Gesprächen die seit Bestehen 
des Deutsch-französischen Vertrages größte Delegation. 
Wie allseits betont wurde, fanden diese Gespräche in einer 
offenen, freundschaftlichen und herzlichen Atmosphäre statt. 
Auch über die Ergebnisse wurde beiderseitig Zufriedenheit 
geäußert. Alle wichtigen Fragen, die der EWG und auch 
internationale Probleme, wurden dabei erörtert. 

ln der Plenarsitzung im Elysee-Palast zog Staatspräsident 
de Gaulle das Fazit dieses Treffens. 

Erklärung vön General de Gaulle 

General de Gaulle hat seine Zufriedenheit über die offenen 
und gründlichen Gespräche· bei diesen deutsch-französi­
schen Konsultationen zum Ausdruck gebracht. Was das 
Wesentliche betrifft, sind die beiden Regierungen einig, die 
Entwicklung der Gemeinschaft nicht aufzuhalten, die Ge­
meinschaft im Gegenteil .zu entwickeln und eine Fusion der 
drei Gemeinschaften zu erreichen. 

"Wir sind entschlossen, uns dafür einzusetzen", sagte Ge­
neral de Gaulle. "Wir sind uns einig in der Feststellung, 
daß es für Europa, für unsere wirtschaftliche Macht und, 
eines Tages vielleicht, für unsere politischen Möglichkeiten 
von Vorteil wäre, wenn sich Großbritannien ihm anschließen 
könnte. Wir haben gesagt, .daß sich in Großbritannien eine 
Entwicklung vollziehen muß; Großbritannien muß das Erfor­
derliche tun, um in die Gemeinschaft unter den gleichen 
Bedingungen wie wir einzutreten. All das erfordert eine 
große wirtschaftliche Anstrengung .. Ein Anfang wurde schon 
gemacht. Wir glauben jedoch nicht, daß die Entwicklung 
ausreichend ist. Die Zukunft ist also offen. Inzwischen kann 
man, wie wir gesagt haben, etwas tun, um die Entwicklung 
Großbritanniens und die Ausweitung des Austausches inner­
halb Europas zu erleichtern. Gewisse Abmachungen sind 
vorstellbar." 

General de Gaulle nannte dann die wichtigsten Themen, 
die neben der britischen Frage behandelt wurden. 

Hinsichtlich der Beziehungen mit dem Osten sagte er, daß 
die beiden Regierungen es für wünschenswert halten, die 
Entspannung im Interesse aller und besonders Deutsch­
lands und seiner Wiedervereinigung zu fördern. Dies sei ein 
Werk auf weite Sicht, doch der einzig mögliche Weg. "Wir 
sind uns darüber einig, diese Politik zu wünschen, zu wol­
len und zu betreiben." 

Auf die Lage der Weltwirtschaft eingehend erklärte General 
de Gaulle, daß sie von der wirtschaftlichen und monetären 
Lage der Vereinigten Staaten beherrscht sei. Seide Seiten 

sind der Meinung, daß eine Besserung nur herbeigeführt 
werden könne, wenn die Vereinigten Staaten entsprechende 
Anstrengunge~ unternehmen. 

General de Gaulle betonte, daß Franzosen und Deutsche 
ständige und freundschaftliche Beziehungen mit Amerika 
aufrechterhalten wollen; in der ·gegenwärtigen Lage sind 
Bündnisbeziehungen besonders wichtig. Frankreich hat 
einen anderen Weg eingeschlagen, aber, fügte Staatspräsi­
dent de Gaulle im Sinne des im März vorigen Jahres an 
Präsident Johnson gerichteten Schreibens hrnzu, solange 
keine Änderung in den Ost-West-Beziehungen eintrete, 
bleibe die Allianz eine Notwendigkeit.. 

Er betonte ferner, daß sich Franzosen und Deutsche in den 
wesentlichsten Punkten, also in den Fragen der .Währung, 
der Wirtschaft und der Zukunft Vietnams einig seien. 
Schließlich erklärte General de Gaulle: 

"Wenn wir nicht zusammen wären, würde der Welt etwas 
fehlen; es ist für Europa und für die Welt notwendig; es 
wäre nicht möglich, wenn Frankreich und Deutschland nicht 
einig. wären. Manchmal verstehen die öffentlichen Meinun­
gen nicht, was geschieht, aber man bedauert niemals, sich 
für das Beste entschlossen zu haben, selbst wenn dies 
gelegentlich mit der öffentlichen Meinung nicht überein­
stimmt. Was wir wollen, ist Europa, den Frieden und das 
Wiederaufleben von zwei großen Ländern, damit ein großer 
Kontinent wiedererstehe." 

Interview des Außenministers Couve de Murville 

ln einem dem französischen Rundfunk und Fernsehen ge­
währten Interview vom 16. Februar zog auch der franzö­
sische Außenminister die Bilanz dieser Konsultationen. 

Frage: Herr Minister, wie sieht die Bilanz der soeben statt­
gefundenen deutsch-französischen Gespräche aus, die von 
ziemlich großer Bedeutung sind? 

Couve de Murvllle: Wie immer bei solchen Gesprächen 
haben wir die Gesamtheit der Probleme erörtert, welche die 
deutsch-französische Zusammenarbeit betreffen, und auch 
intern-ationale Probleme, besonders Wirtschafts- und Wäh­
rungsfragen, über welche die Herren Debre und Schiller ein­
gehende Gespräche geführt haben. Natürlich galt bei die­
sem Treffen die Aufmerksamkeit im wesentlichen den Pro­
blemen, die sich auf die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft und die Kandidatur Großbritanniens beziehen. Hier­
über führten wir natürlich die ausgedeh~testen Gespräche 
1,md sind zu einer Art gemeinsamem Schluß gelangt, der in 
der soeben veröffentlichten Erklärung der beiden Regierun­
gen seinen Niederschlag findet. Wir betonen vor allem die 
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Notwendigkeit, die gemeinsame A-rbeit in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft fortzusetzen. Der Gemeinsame 
Markt muß fortgesetzt, vervollständigt und entwickelt wer­
den. Die beiden Regierungen sind sich darüber völlig einig. 
Was zweitens die Aufnahmeanträge betrifft, besonders den­
jenigen Großbritanniens, sind die beiden Regierungen in 
ihrem Wunsch nach einer Ausweitung der Gemeinschaft 
einig, sobald eine solche möglich ist, d. h. sobald die kandi­
dierenden Länder in der Lage sind, ihr wirklich beizutreten; 
das betrifft natürlich in erster Linie Großbritannien; wir 
wünschen, daß die Entwicklung, die dieses Land jetzt ein­
geleitet hat, fortgesetzt wird. Und drittens sagen wir, in Er­
wartung des Zeitpunktes, da die Erweiterung möglich wird, 
und unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die Entwick­
lung des Gemeinsamen Marktes fortzusetzen, daß wir keine 
Einwände dagegen haben, Abmachungen mit den kandidie­
renden Ländern ins Auge zu fassen, die erlauben würden, 
den industriellen und landwirtschaftlichen Austausch zwi­
schen den Sechs und ihnen zu entwickeln. Das ist etwas, 
das nach unserer Ansicht geeignet wäre, zugleich die Er­
weiterung des innereuropäischen Austausches zu fördern 
und die Entwicklung Großbritanniens zu erleichtern. Ab­
schließend . sagen wir,· daß all dies im Sinne der Politik 
geschieht, welche die beiden Regierungen betreiben und 
welche die Errichtung eines starken und einigen Europas 
anstrebt, das in der Lage wäre, ein organisierter und aktiver 
Faktor für das Gleichgewicht der Welt zu sein. 

Frage: Welche Aussichten ergeben sich nun für das Treffen 
der Sechs am 29. Februar? -

Couve de Murville: Wir werden jetzt am 29. Februar mit den 
anderen Partnern des Gemeinsamen Marktes zusammen­
kommen ... d. h., daß wir ein Treffen zu sechst haben wer­
den; wir werden natürlich über die Probleme des britischen 
Beitrittsantrags sprechen, und wir werden dann sehen, ob 
unsere Partner, ich meine die anderen vier, bereit sind, den 
Weg einzuschlagen, den wir ihnen vorschlagen. 

Frage: Kam das Übereinkommen mit Deutschland schwer 
oder leicht zustande? 

Couve de Murville: Wir hatten keine Schwierigkeiten, über­
haupt keine. 

Frage: ln welcher Atmosphäre fanden diese Gespräche 
statt? 

Couve de Murville: Im ganzen gesehen fanden die Ge­
spräche in einer sehr herzlichen Atmosphäre statt. 

Wirtschafts- und Finanzfragen 

Zu diesen in der Vollsitzung am 16. Februar im Elysee be­
handelten Fragen erklärte ein französischer Sprecher, beide 
Delegationen hätten ihre völlige Übereinstimmung zu der 
Analyse der Konjunkturlage erklärt und festgestellt, daß die 
von beiden Ländern angenommenen Programme zur Kon­
junkturverbesserung eine befriedigende Antwort auf die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten Europas und im weiteren 
Rahmen der internationalen Wirtschaft sind. 

Die in den Konsultationsgesprächen vom 12. und 13. Juli 
1967 beschlossene Schaffung des Ausschusses für wirt­
schaftliche und industrielle Zusammenarbeit wurde jetzt 
gebildet. Er setzt sich paritätisch aus je neun deutschen 
und französischen Persönlichkeiten aus Industrie, Handel 
und Bankwesen zusammen und wird in · Kürze zu seiner 
ersten Sitzung unter gemeinsamem Vorsitz der beiden Wirt­
schaftsminister zusammentreten. Dieser Ausschuß soll die 
praktische Zusammenarbeit zwischen der französischen und 
deutschen Wirtschaft fördern, insbesondere durch Vertiefung 
der Kontakte zwischen den Unternehmen beider Länder. 

Wissenschaftliche Zusammenarbeit 

Der französische Minister für Wissenschaftliche Forschung, 
Atom- und Weltraumfragen, Maurice Schumann, bezeich­
nete die Ergebnisse der Besprechungen mit seinem deut­
schen Kollegen, Bundesminister Stoltenberg, als er­
mutigend. 

Der Sprecher der französischen Regierung gab folgende 
Hinweise über die Ergebnisse der deutsch-französischen 
Gespräche auf technologischem Gebiet: 

"Beide Seiten glauben, daß es von Interesse wäre, ein 
System europäischer Patente zu s.chaffen, die dann anderen 
Ländern zugänglich wären. 

Auf dem Gebiet der Technologie hat man sich an die am 
31. Oktober vorigen Jahres in Luxemburg getroffene Ent­
scheidung gehalten, welche die Notwendigkeit betont, eine 
technologische Zusammenarbeit innerhalb der Gemein­
schaft zu errichten, bei der man, je nach Fall, auch andere 
Länder zur Zusammenarbeit einladen könnte." 

Auch die anderen Fachminister, so Debre/Strauß (Finanzen), 
Chamant/Leber (Verkehr), Missoffe/Heck (Jugend und Sport 
bzw. Familienfragen) führten eingehende Gespräche auf 
ihrem jeweiligen Ressort mit dem Bestreben der Harmoni­
sierung und Angleichung der Ressortbestimmungen in 
beiden Ländern. 

Gemeinsame deutsch-französische Erklärung 

Ober das Gesamtergebnis wurde am 16. Februar folgende 
"Gemeinsame Erklärung" abgegeben: 

"Erstens: Die beiden Regierungen bekräftigen ihren Willen, 
das von ihnen und ihren Partnern seit der Schaffung der 
europäischen Wirtschaftsgemeinschaft begonnene Werk 
fortzusetzen. Sie werden alle Anstrengungen unternehmen, 
den Gemeinsamen Markt zu vervollständigen und weiterzu­
entwickeln. Sie bestätigen insbesondere ihre Absicht, die 
Verschmelzung der . Gemeinschaften Wirklichkeit werden 
zu lassen. 
Zweitens: ln diesem Geiste wünschen sie die Erweiterung 
der Gemeinschaften um andere europäische Länder - ins­
besondere derjenigen, die schon Anträge gestellt haben ·­
sobald diese Länder in der Lage sein werden, in die Ge­
meinschaft einzutreten beziehungsweise sich mit ihr in ,an­
derer Form zu verbinden. Das gilt namentlich für Groß­
britannien und bedeutet, daß diese von diesem Land be­
gonnene Entwicklung fortgesetzt werden solle. 
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Drittens: Bis diese Erweiterung möglich sein wird, sind die 
beiden Regierungen bereit, Vereinbarungen zur Entwicklung 
des Austausches industrieller und landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse zwischen der Gemeinschaft und den Antrag­
stellern ins Auge zu fassen. Vereinbarungen dieser Art, die 
fortschreitende Verringerungen der Handelshemmnisse für 
industrielle Erzeugnisse einschließen würden, wären geeig­
net, die vorerwähnte Entwicklung zu fördern und würden 
auf jeden Fall zur Entwicklung der Beziehungen zwischen 
den europäischen Län~ern beitragen. 

Viertens: Bei der Betonung ihres Standpunktes in den Fra­
gen de.r Entwicklung und der gewünschten Erweiterung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft haben die beiden 
Regierungen als wichtiges Ziel ihrer Politik im Auge, ein 
starkes und einig-es Europa die ihm zukommende Rolle 
spielen zu Jassen, das heißt ein organisierter, selbständiger 
und aktiver Faktor des Gleichgewichts in der Welt und 
damit des Friedens zu sein." 


